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§ 20 
Gesetzlich geschützte Biotope und Geotope 

(abweichende Vorschrift zu § 30 Absatz 2 und 3 BNatSchG) 
 

(1) Maßnahmen, die zu einer Zerstörung, Beschädigung, Veränderung des charakte-
ristischen Zustandes oder sonstigen erheblichen oder nachhaltigen Beeinträchti-
gung folgender Biotope in der in der Anlage 2 zu diesem Gesetz beschriebenen 
Ausprägung führen können, sind unzulässig: 
1. naturnahe Moore und Sümpfe, Sölle, Röhrichtbestände und Riede, seggen- 

und binsenreiche Nasswiesen, 
2. naturnahe und unverbaute Bach- und Flussabschnitte, Quellbereiche, Altwäs-

ser, Torfstiche und stehende Kleingewässer jeweils einschließlich der Uferve-
getation, Verlandungsbereiche stehender Gewässer, 

3. Zwergstrauch- und Wacholderheiden, Trocken- und Magerrasen sowie aufge-
lassene Kreidebrüche, 

4. naturnahe Bruch-, Sumpf- und Auwälder, Gebüsche und Wälder trockenwar-
mer Standorte, Feldgehölze und Feldhecken, 

5. Fels- und Steilküsten, Strandwälle, Dünen, Salzwiesen, marine Block- und 
Steingründe, Windwattflächen und Boddengewässer mit Verlandungsberei-
chen. 

Soweit es sich bei den Biotopen um Gebiete gemeinschaftlicher Bedeutung oder 
um nach § 21 Absatz 1 ausgewählte oder festgesetzte Europäische Vogel-
schutzgebiete handelt, gilt ferner § 21 Absatz 2 Satz 2. 

(2) Absatz 1 gilt auch für die folgenden Geotope in der in der Anlage 3 zu diesem 
Gesetz beschriebenen Ausprägung: 
1. Findlinge, Blockpackungen, Gesteinsschollen und Oser, 
2. Trockentäler und Kalktuff-Vorkommen, 
3. offene Binnendünen und Kliffranddünen, 
4. Kliffs und Haken. 
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(3) Die untere Naturschutzbehörde kann auf Antrag im Einzelfall Ausnahmen zulas-
sen, wenn die Beeinträchtigungen der Biotope oder Geotope ausgeglichen wer-
den können oder die Maßnahme aus überwiegenden Gründen des Gemeinwohls 
notwendig ist. Soweit es sich bei den Biotopen oder Geotopen um Gebiete ge-
meinschaftlicher Bedeutung oder um nach § 21 Absatz 1 ausgewählte oder fest-
gesetzte Europäische Vogelschutzgebiete handelt, sind Ausnahmen nur zuläs-
sig, wenn auch die Anforderungen von § 34 Absatz 1 bis 5 des Bundesnatur-
schutzgesetzes erfüllt sind. Bei Ausnahmen, die aus überwiegenden Gründen 
des Gemeinwohls notwendig sind, finden die Bestimmungen des § 15 Absatz 2 
und 6 des Bundesnaturschutzgesetzes über Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 
Anwendung. 

(4) Die Biotope nach Absatz 1 und die Geotope nach Absatz 2 sind in ein Verzeich-
nis einzutragen, das von der oberen Naturschutzbehörde geführt wird. Das Ver-
zeichnis liegt bei der oberen sowie der örtlich zuständigen unteren Naturschutz-
behörde zur Einsicht für jedermann aus. Die Verbote der Absätze 1 und 2 gelten 
unabhängig von der Aufnahme in das Verzeichnis. 

(5) Die Eintragung in die Verzeichnisse wird den Eigentümern oder Nutzungsberech-
tigten der Grundstücke, auf denen sich die Biotope oder Geotope befinden, 
schriftlich und unter Hinweis auf die Verbote des Absatzes 1 bekannt gegeben. 
An die Stelle der Bekanntgabe nach Satz 1 kann die ortsübliche Bekanntma-
chung in der betreffenden Gemeinde treten. Die Biotope und Geotope können in 
der Örtlichkeit entsprechend § 14 Absatz 6 kenntlich gemacht werden. 


